Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/884 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. August 1966 

1/3 _ 44002 — 2631/66 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Entschädigung der Mitglieder 
des Richterwahlausschusses 

mit Begründung (Anlage 1), Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 295. Sitzung am 3. Juni 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

„Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Regelung des § 1 
als § 14 in das Richterwahlgesetz eingebaut werden sollte, 
da es nicht notwendig erscheint, für die Entschädigung der 
Mitglieder des Richterwahlausschusses ein besonderes Gesetz 
zu erlassen. Die Entschädigung war auch bisher im Richter- 
wahlgesetz selbst geregelt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen."' 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Entschädigung der Mitglieder 
des Richterwahlausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

(1) Als Entschädigung für die Teilnahme an einer 
Sitzung des Richterwahlausschusses erhalten die 
Mitglieder kraft Wahl Tagegeld und Fahrtkosten- 
ersatz. Dies gilt nicht für Mitglieder des Bundes- 
tages, wenn der Richterwahlausschuß an einem 
Sitzungstag des Bundestages am gleichen Ort Zu- 
sammentritt. 

(2) Das Tagegeld beträgt sechs vom Hundert 
des monatlichen Tagegeldpauschale der Mitglieder 
des Bundestages. Es wird für jeden Sitzungstag und 
für den Tag der An- und Abreise gewährt, auch 
wenn ein Tag nicht voll beansprucht wird. 

(3) Ais Fahrtkostenersatz werden bei Benutzung 
öffentlicher, regelmäßig verkehrender Beförderungs- 
mittel die Aufwendungen für die erste Klasse, bei 
Benutzung sonstiger Beförderungsmittel 0,30 Deut- 
sche Mark für jeden Kilometer vergütet. 


§ 2 


§ 14 des Richterwahlgesetzes erhält folgende Fas- 
sung: 

.§ 14 

Die Entschädigung der Mitglieder kraft Wahl 
wird durch besonderes Gesetz geregelt.'' 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache V/884 


Begründung 


A. Allgemeines ^ 

Nach § 14 des Richterwahlgesetzes vom 25. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 368) erhalten die Mitglie- 
der des Richterwahlausschusses kraft Wahl für ihre 
Tätigkeit im Richterwahlausschuß die gleiche Ent- 
schädigung wie Mitglieder des Bundestages für die 
Teilnahme an der Sitzung eines Bundestagsausschus- 
ses. Bei Erlaß des Richterwahigesetzes sah das Ge- 
setz über die Entschädigung der Mitglieder des Bun- 
destages vom 15. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 215) | 
als Entschädigung für die Teilnahme an einer Sit- j 
zung ein Tagegeld und als Entschädigung für Fahrt- 
kosten einen Unkostenersatz nach Maßgabe von 
Ausführungsbestimmungen des Bundestagspräsi- 
denten vor, soweit nicht das Recht zur freien Benut- 
zung der Verkehrsmittel von Bahn und Post bestand. 
Durch das Diätengesetz 1964 vom 25. März 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 230) ist die Entschädigung der 
Mitglieder des Bundestages anders geregelt worden. | 
Die Mitglieder des Bundestages erhalten monatlich 
ein Tagegeldpauschale nach näherer Maßgabe des 
Bundeshaushaltsgesetzes (Bundeshaushaltsplan) so- 
wie ein monatliches Reisekostenpauschale (§§ 4 
und 6 des Diätengesetzes 1964). Es fehlt demnach 
eine gesetzliche Bestimmung über die Höhe der Ent- 
schädigung für die Teilnahme an einer einzelnen 
Sitzung. Die Praxis hat sich bisher beholfen, indem 
entsprechend dem Abzugsbetrag nach § 4 Abs. 2 
Satz 3 des Diätengesetzes 1964 den Mitgliedern des 
Richterwahlausschusses ein Tagegeld von 60 DM ge- i 
währt wird. Bei Benutzung öffentlicher Verkehrs- I 
mittel werden die Aufwendungen für die erste 
Klasse, bei Benutzung eines Kraftwagens je Kilo- 
meter 0,30 DM vergütet. 

Zweck des Entwurfs ist es, eine zweifelsfreie Rechts- 
grundlage für die Entschädigung der Mitglieder des 
Richterwahlausschusses zu schaffen und die Höhe 
der Entschädigungen an die entsprechende Entschä- 
digung der Mitglieder des Bundestages anzupassen. 
Die Regelung in einem besonderen Gesetz empfiehlt 
sich, um Änderungen des Richterwahlgesetzes zu 
vermeiden, wenn künftig eine anderweitige Fest- 
setzung der Entschädigung der Mitglieder des Rich- 
terwahlausschusses erforderlich werden sollte. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu§ 1 

Absatz 1 bestimmt, welche Entschädigung gewährt 
wird. Die Mitglieder des Richterwahlausschusses 


kraft Wahl erhalten Tagegeld und Fahrtkosten- 
ersatz. Davon werden die Mitglieder, die dem Bun- 
destag angehören, für den Fall ausgenommen, daß 
der Richterwahlausschuß an einem Sitzungstag des 
Bundestages am gleichen Ort Zusammentritt, weil 
die Aufwendungen dieser Mitglieder für ihre An- 
wesenheit am Ort der Sitzung des Bundestages be- 
reits durch das Tagegeldpauschale und das Reise- 
geldpauschale gemäß den Vorschriften des Diäten- 
gesetzes abgegolten sind. 

Absatz 2 setzt die Höhe des Tagegeldes nicht auf 
einen bestimmten zahlenmäßigen Betrag fest, son- 
dern verbindet sie mit dem Tagegeldpauschale der 
Mitglieder des Bundestages. Dadurch wird sicher- 
gestellt, daß die Mitglieder des Richterwahlaus- 
schusses — wie bisher — die gleiche Entschädigung 
wie die Mitglieder des Bundestages erhalten. Der 
Vomhundertsatz (6 ^'o) entspricht dem Satz, der sich 
mittelbar aus dem Abzugsbetrag gemäß § 4 Abs. 2 
Satz 3 des Diätengesetzes 1964 als Entschädigung für 
die Teilnahme an einer Ausschußsitzung ergibt. 

Absatz 3 regelt die Höhe des Fahrtkostenersatzes 
entsprechend der bisherigen Praxis. 

Zu § 2 

Die Änderung des Richterwahlgesetzes ist erforder- 
lich, da die Höhe der Entschädigung nunmehr durch 
den Entwurf selbständig geregelt wird. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §4 

Da das Gesetz zu seiner Durchführung keiner orga- 
nisatorischen Vorbereitungen bedarf, kann es als- 
bald nach der Verkündung in Kraft treten. 


C. 

Durch die Ausführung des Gesetzes wird der Bund 
mit zusätzlichen Kosten nicht belastet, da die vor- 
geschlagene Entschädigung der Mitglieder des Rich- 
terwahlausschusses der bisherigen Praxis entspricht. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Vorschlag des Bundesrates, die Entschädigungs- 
regelung in § 14 des Richterwahlgesetzes zu treffen, 
kann nicht zugestimmt werden. Das Richterwahl- 
gesetz regelt das Verfahren des Richterwahlaus- 
schusses. Dieser Ausschuß ist durch das Grundgesetz 
unmittelbar eingesetzt worden. Durch das Richter- 
wahlgesetz wird die Regelung des Grundgesetzes 
ergänzt. Ein solches Gesetz sollte nicht mit Vor- 
schriften belastet werden, die voraussichtlich öfter 
geändert werden müssen. Auch der geltende § 14 
des Richterwahlgesetzes regelt die Entschädigung 
der Mitglieder des Richterwahlausschusses nicht 
selbständig, sondern verweist auf andere — in- 
zwischen jedoch gegenstandslos gewordene — Vor- 
schriften. 
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